
Kreisverwaltung 
des Rhein-Lahn-Kreises 
 
 

Servicezeiten: 

montags-freitags  08.00 bis 12.00 Uhr  
donnerstags  14.00 bis 18.00 Uhr 
 
 

oder nach telefonischer Vereinbarung 

Email: 

information@rhein-lahn.rlp.de 
 

Internet: 

http://www.rhein-lahn-info.de 
 

Dienstgebäude:  

Insel Silberau 1  56130 Bad Ems 

Gläubiger-Ident-Nr.: 

DE71ZZZ00000064069 

 

Nassauische Sparkasse  Bad Ems 
 

IBAN-Nr.  DE58 5105 0015 0552 0529 00  
BIC:  NASSDE55XXX 

Postbank  Frankfurt 
 

IBAN-NR. DE13 5001 0060 0002 3746 04 
BIC:  PBNKDEFFXXX 

Volksbank Rhein-Lahn-Limburg e.G. 
 

IBAN-Nr. DE65 5709 2800 0200 4758 01 
BIC:  GENODE51DIE 

 

 

Referat 3/32 – 03.07.2018 
 
 
 
 
 

Vollzug des Landesjagdgesetzes (LJG) Rheinland-Pfalz 
 
Allgemeinverfügung der Oberen Jagdbehörde (OJB) vom 20.06.2018, 
im Staatsanzeiger öffentlich bekannt gemacht am 02.07.2018 

 
Ausnahme vom Verbot des § 23 Abs. 1 Nr. 4 b LJG bei Erlegung von 
gestreiften Frischlingen 
 
 
Die OJB hat mit Allgemeinverfügung vom 20.06.2018 bei der Bejagung von gestreiften 
Frischlingen in Rheinland-Pfalz Büchsenkaliber von mindestens .22Hornet (E100 mindestens 
400 Joule) zugelassen. Die Allgemeinverfügung ist ab dem heutigen 03.07.2018 wirksam. 
 
Nebenbestimmungen: 
1. Die Ausnahme gilt bis auf Widerruf 
2. Die maximale Schussdistanz wird bei Kaliber .22Hornet auf 100 Meter festgelegt 
3. Es darf nur Jagdmunition verwendet werden 
 
In der Begründung führt die OJB zunächst aus, dass in Rheinland-Pfalz teilweise ein extrem 
hoher Schwarzwildbestand und damit einhergehend hohe Schwarzwildschäden in der 
Landwirtschaft zu verzeichnen sind. 
 
Die Altersklasse der Frischlinge stellt zahlenmäßig den größten Anteil einer Schwarzwild-
population dar. Die Bejagung von gestreiften Frischlingen mit schwächeren Kalibern als 6,5mm 
unter einer Auftreffenergie auf 100 Metern (E100) von mindestens 2.000 Joule soll daher zur 
Optimierung der Schwarzwildbejagung beitragen. Darüber hinaus kann durch die Verwendung 
eines geringeren Kalibers der Wildbretentwertung und damit schlechteren Vermarktungs-
möglichkeiten entgegengewirkt werden. 
 
Die Ausnahmegenehmigung erfolgte überdies auch im Hinblick auf das Fortschreiten der 
„Afrikanischen Schweinepest“ (ASP). Hier gilt: Je weniger Wildschweine, desto weniger Tiere 
können erkranken. Die Bekämpfungsaussichten bei Ausbruch der ASP werden als besser 
eingestuft. 
 
Im Weiteren wird auf das aktuelle „Handlungsprogramm 2018/2019 zur Reduzierung überhöhter 
Schwarzwildbestände und zur Absenkung des Risikos einer Ausbreitung von Tierseuchen“ 
verwiesen. 
 
Die vollständige Allgemeinverfügung befindet sich anliegend auf Seite 2. 
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